
   

Diese Hinweise erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit und können durch aktuelle Änderungen überholt 
sein. Es obliegt den Kursleitern sich darüber auf dem Laufenden zu halten. (Stand: März 2021) 
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A) Steuerrechtliche Würdigung der Honorare  

 

1) Einkommensteuer  

 

Einkünfte aus nebenberuflicher KL-Tätigkeit sind nach § 3. Nr. 26 Einkommensteuergesetz (EStG) 

bis zur Höhe von € 3.000,00 als steuerfreie Aufwandsentschädigung anzusehen. Übersteigen die 

Einkünfte den Betrag von € 3.000,00, muss der übersteigende Betrag nach den allgemeinen steu-

errechtlichen Vorschriften, unter Berücksichtigung von Betriebsausgaben oder Werbungskosten, 

versteuert werden. Allerdings können Betriebsausgaben oder Werbungskosten nur dann abgezo-

gen werden, wenn sie € 3.000,00 übersteigen und entsprechend nachgewiesen werden.  

Eine Tätigkeit wird nebenberuflich ausgeübt, wenn sie - bezogen auf das Kalenderjahr - nicht mehr 

als ein Drittel der Arbeitszeit eines vergleichbaren Vollzeiterwerbs in Anspruch nimmt (R 3.26 Lohn-

steuerrichtlinie - LStR 2015) 

 

2) Umsatzsteuer  

 

Die Einkünfte aus KL-Tätigkeit unterliegen nach § 1 Umsatzsteuergesetz (UStG) grundsätzlich der 

Umsatzsteuer. Soweit jedoch der Jahresumsatz der KL die Summe der aus selbstständiger Tätig-

keit im Vorjahr € 22.000,00 nicht überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr € 50.000,00 

nicht übersteigen wird, brauchen diese, sofern sie für sich die Eigenschaft als Kleinunternehmer 

beantragt haben, keine Umsatzsteuer an das Finanzamt abführen.  

KL, die der Regelbesteuerung unterliegen oder sie gewählt haben, können für Brutto-Honorar- Ver-

einbarungen nicht nochmals Mehrwertsteuer erheben. Sie haben vom erlösten Brutto-Honorar 

15,97 % (bei 19 % MwSt. ) an das Finanzamt zum jeweiligen Fälligkeitstermin abzuführen.  

 

Beispiel:  

Ein KL unterschreibt einen Honorarvertrag, in welchem er sich verpflichtet, im vereinbarten Zeit-

raum 30 Unterrichtsstunden zu erteilen zuzüglich der üblichen Vor- und Nachbereitung. Die vhs 

honoriert diese Tätigkeit mit € 20,00 Brutto pro Unterrichtsstunde. Der KL kann in seiner Abrech-

nung auf den Betrag des Honorars von € 600,00 nicht zusätzlich Mehrwertsteuer erheben, da dies 

der Brutto-Vereinbarung widerspricht.  

Er muss allerdings vom Brutto-Honorar € 95,80 an das Finanzamt abführen (15,97 % aus € 

600,00), so dass ihm netto nur mehr € 504,20 verbleiben.  

 

Für Kurse, die auf eine staatlich anerkannte Prüfung oder in Zusammenarbeit mit der Bundes-

anstalt für Arbeit auf einen Beruf vorbereiten, kann Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 21 

UStG beantragt werden.  

Von dieser Umsatzsteuerabgabe sind die KL nur dann nach § 4 Nr. 21a Buchstabe bb UStG befreit, 

wenn die zuständige Landesbehörde der vhs bescheinigt, dass dieser Kurs auf einen Beruf oder 

eine vor einer juristischen Person des öffentlichen Rechts abzulegende Prüfung ordnungsgemäß 

vorbereitet.  

In Bayern ist die zuständige Landesbehörde die jeweilige Bezirksregierung im Regierungsbezirk 

der vhs. Machen KL von der Kleinunternehmerregelung Gebrauch oder ist der Umsatz 

nach § 4 Nr. 21a Buchstabe bb UStG von der Umsatzsteuer befreit, müssen sie in ihren 

Rechnungen an oder Abrechnungen darauf hinweisen und dürfen auch keine 

Mehrwertsteuer ausweisen und berechnen. 
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3) Mitteilungspflicht der Honorare beim Finanzamt  

 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Einkünfte aus der KL-Tätigkeit korrekt dem Finanzamt anzugeben. 

Nach § 55 Abgabenordnung (AO) unterliegen Vereinsvolkshochschulen als gemeinnützige Einrich-

tungen dem Gebot der Selbstlosigkeit und dürfen keine unverhältnismäßig hohen Vergütungen 

zahlen (§ 55 Abs. 1, Nr. 3 AO). Wir weisen darauf hin, dass Finanzämter im Rahmen der Steuer-

erklärung eine Übersicht über die geleisteten Honorarzahlungen verlangen können. Ebenso kön-

nen bei Vor-Ort-Prüfungen der vhs durch das Finanzamt (z. B. Lohnsteuerprüfungen) vom Prüfer 

Kontrollaufzeichnungen über Honorarzahlungen angefertigt werden. Kommunale Volkshochschu-

len sind zudem nach der Mitteilungsverordnung verpflichtet den Finanzämtern Honorare ab 

1.500,00 € im Jahr zu melden.  

Wir bitten zu beachten, dass auf Grund von diesen Lohnsteuerprüfungen bei einigen Volkshoch-

schulen bereits Strafverfahren gegen einzelne KL, die ihre Einkünfte aus KL-Tätigkeiten nicht der 

Einkommensteuer unterworfen hatten, eingeleitet wurden. 

 

 

B) Versicherungen für KL im vhs-Bereich 

 

1) Haftpflichtversicherung  

 

Allgemeines:  

Verursacht ein vhs-KL aufgrund eigenen Verschuldens bzw. durch Fahrlässigkeit einen Haftpflicht-

schaden (Personen-, Sach-, oder Vermögensschäden), so ist dieser in der Regel über die Haft-

pflichtversicherung der vhs abgedeckt.  

Ausgeschlossen ist allerdings die Inanspruchnahme der Versicherung bei Vorsatz; ein Grenzfall 

ist grobe Fahrlässigkeit.  

Grundsätzlich besteht nur dann eine Leistungspflicht des Versicherungsträgers, wenn der Scha-

densfall vom KL verursacht worden ist, d. h. der KL muss schuldhaft gehandelt haben.  

Bei Eigenverschulden des Geschädigten (z. B. Teilnehmer) kommt die Versicherung nicht 

für Schäden auf.  

 

Wir weisen noch einmal ausdrücklich darauf hin, dass die Organisation von Fahrgemein-

schaften durch die vhs bzw. KL äußerst problematisch ist, weil bei KFZ- Schäden kein Ver-

sicherungsschutz über die vhs besteht.  

 

Verhalten im Schadensfall  

 

• Sachschäden:  

- Verständigen Sie unverzüglich die vhs.  

- Geben Sie kein Schuldanerkenntnis ab und regulieren Sie keinen Schaden selbst. Der 

Versicherungsschutz ist hierdurch gefährdet.  

- Halten Sie immer Name und Anschrift der am Schaden Beteiligten fest.  

- Versuchen Sie den eingetretenen Schadensumfang schriftlich, unter Umständen an 

Hand einer Skizze, festzuhalten.  

- Verständigen Sie bei Beteiligung Minderjähriger die Erziehungsberechtigten.  

- Treffen Sie Maßnahmen, damit eine Ausdehnung des Schadens vermieden wird.  

- Anspruchsteller müssen den Schaden beweisen und hierfür geeignete Beweismittel 

(Rechnungen, Zeugenberichte etc.) vorlegen.  

 

• Personenschäden: 

- Falls notwendig, sofort Maßnahmen der Ersten Hilfe einleiten.  
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- Verletzte(n) zum Arzt bringen oder ins nächstgelegene Krankenhaus transportieren 

lassen.  

- Alle Maßnahmen treffen, damit eine Verschlimmerung des Schadens vermieden wird, 

z. B. Sicherung der Unfallstelle, Verständigung von Arzt und Angehörigen.  

- Verständigen Sie unverzüglich die vhs.  

 

2) Gesetzliche Unfallversicherung  

 

Nebenberuflich tätige KL haben, da sie grundsätzlich in keinem Beschäftigungsverhältnis zur 

vhs stehen, auch keinen Versicherungsschutz über die vhs bei Unfällen und Berufskrankheiten 

in der gesetzlichen Unfallversicherung.  

KL, die sich jedoch in der gesetzl. Unfallversicherung, z. B. bei der Verwaltungs-Berufsgenossen-

schaft, versichern wollen, können von ihrem Recht auf freiwillige Versicherung Gebrauch machen. 

Diese freiwillige Versicherung steht nur dem einzelnen KL selbst zu, so dass der Versicherungs-

schutz nicht durch die vhs begründet werden kann.  

 

 

C) Sozialversicherungsrechtliche Bestimmungen  

 

1) Krankenversicherung 

 

In Deutschland besteht seit 2007 (für Selbstständige seit 2009) Versicherungspflicht. Bitte setzen 

Sie sich hierfür direkt mit Ihrer Krankenversicherung in Verbindung, da die Regelungen sehr indi-

viduell gehandhabt werden. 

Sind KL in einer Krankenversicherung als Familienangehörige (z. B. Hausfrauen, Schüler etc.) mit-

versichert, gilt es zu beachten, dass die monatlichen Einkünfte den Betrag von € 455,00 (2020) 

nicht übersteigen dürfen, da ansonsten der Versicherungsschutz der KL in der Familienversiche-

rung nicht mehr gegeben ist. Der Übungsleiterfreibetrag in Höhe von 3.000 € / Jahr darf allerdings 

auch hier in Abzug gebracht werden (vgl. § 15 Abs. 1 SGB IV). 

 

2) Rentenversicherungspflicht für Kursleiter in Volkshochschulen  

 

Grundsätze für die Ermittlung der Rentenversicherungspflicht für vhs-KL  

• Nach § 2 Abs. 1 SGB VI sind selbstständig tätige Lehrer und Erzieher, die im Zusammen-

hang mit ihrer selbstständigen Tätigkeit keinen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschäf-

tigen, versicherungspflichtig in der Rentenversicherung.  

  

• Diese Rentenversicherungsplicht der selbstständigen Lehrer und Erzieher ist nicht neu; sie 

besteht faktisch schon seit dem 19.07.1911 in der damaligen Fassung des § 1226 Abs. 1 Nr. 

5 RVO.  

 

• Nach einer Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt (Jahrgang 2000 Teil 1 Nr. 60, ausgegeben 

am 29. Dezember 2000) wurde im SGB VI der § 190 a neu eingefügt. Dieser § beinhaltet, 

dass die selbstständig tätigen Lehrer und Erzieher verpflichtet sind, sich innerhalb von drei 

Monaten nach der Aufnahme der selbstständigen Tätigkeit beim zuständigen Rentenversi-

cherungsträger zu melden. Das gilt nur dann nicht, wenn die Tätigkeit geringfügig ausgeübt 

wird, d. h., wenn das Honorar pro Monat - ohne Berücksichtigung des Steuerfreibetra-

ges/Übungsleiterpauschale nicht mehr als € 450,00 beträgt oder die Tätigkeit nur von kurzfris-

tiger Dauer - drei Monate oder 70 Arbeitstage (gültig bis 31.12.20018) - ist (§ 5 SGB VI, der auf 

§ 8 Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 1 SGB IV). Die steuerfreie Übungsleiterpauschale in 

Höhe von 3.000,00 € darf in Abzug gebracht werden Bei einer Umlegung dieser Pauschale auf 
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die Monate des Jahres ergibt sich eine Rentenversicherungspflicht erst ab einem KL-Einkom-

men von mehr als € 650,00 im Monat. Zu beachten ist allerdings, dass die steuerfreie Übungs-

leiterpauschale von den KL nur in Anspruch genommen werden kann, wenn die KL-Tätigkeit 

nebenberuflich ausgeübt wird. Eine Tätigkeit wird nebenberuflich ausgeübt, wenn sie - bezo-

gen auf das 

Kalenderjahr - nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit eines vergleichbaren 

Vollzeiterwerbs in Anspruch nimmt (R 3.26 Lohnsteuerrichtlinie –LStR 2015). 

Die Vordrucke für die Anmeldungen zur RV erhalten Sie bei der BfA. 

 

3) Arbeitslosenversicherung:  

Grundsätzlich besteht für selbstständig tätige Kursleiter keine gesetzliche Pflicht zur Arbeitslosen-

versicherung. Üben Kursleiter ihre Kursleitertätigkeit mit mehr als 15 Stunden/Woche aus, so kön-

nen sie sich jedoch auf Antrag bei der Bundesagentur für Arbeit freiwillig versichern. 

 

 

D)  Arbeits- und sozialversicherungsrechtlicher Status  

  

Freiberufliche KL an Volkshochschulen sind in der Regel nicht als ArbeitnehmerInnen an-
zusehen.  

  

Der rechtliche Rahmen für die Zulässigkeit der Beschäftigung freiberuflicher Lehrkräfte 
wird vor allem durch das Sozialversicherungsrecht (vgl. zur Beschäftigung § 7 SGB IV) 
und durch das Arbeitsrecht (vgl. zum Arbeitsvertrag § 611a BGB) abgesteckt.  
  

Eine Lehrkraft kann auf freiberuflicher Basis beschäftigt werden, wenn sie als nicht abhän-
gig beschäftigt gilt. Dies ist der Fall, wenn sie ihre Tätigkeit in persönlicher Unabhängig-
keit vom Auftraggeber ausübt. Eine persönliche Abhängigkeit ist hingegen gegeben, wenn 
die Lehrkraft in die betriebliche Organisation der Volkshochschule eingegliedert ist 
und sie dabei hinsichtlich Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung ihrer Tätigkeit einem 
umfassenden Weisungsrecht der Volkshochschule unterliegt.  

  

Eine selbstständige Tätigkeit ist vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, insbe-
sondere die Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft und die im Wesentli-
chen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit, gekennzeichnet.   

  

Ob eine Lehrkraft abhängig beschäftigt oder selbstständig tätig ist, hängt davon ab, welche 
Kriterien jeweils überwiegen. Maßgebend für diese Statusfrage ist stets das Gesamtbild 
der Arbeitsleistung im Einzelfall, wobei manche Kriterien schwerer als andere ins Ge-
wicht fallen. Die wesentlichen Abgrenzungskriterien sind nachfolgend gegenübergestellt:  

  

Beschäftigter/   

Abhängiger Arbeitnehmer   

Selbständiger/  

Freier Mitarbeiter  

Persönliche Abhängigkeit   Selbständigkeit   

Weisungsgebundenheit   Unabhängigkeit (freie inhaltliche und organi-

satorische Gestaltung, Vertragsfreiheit)   

Eingliederung in die betriebliche  Or-

ganisation, hier Abläufe und  organi-

satorische Gegebenheiten  der 

Volkshochschule   

Unabhängigkeit von der  

Volkshochschulorganisation, Beschränkung  

auf die reine Unterrichtstätigkeit   

Volle Inanspruchnahme  

der Arbeitskraft   

Einsatz eines Teiles der Arbeitskraft   
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Monatliche Vergütung   Vergütung nach Stunden   

Sozialversicherungspflicht in der  ge-

setzlichen Kranken-, Renten- und  

Arbeitslosenversicherung   

Eigene Versicherung oder Versicherung in 

der Künstlersozialkasse   

Verpflichtung, die Leistung  persön-
lich zu erbringen,  
Lohnfortzahlung im   

Krankheitsfall   

  

Unternehmerisches Risiko:   

Honorar nur bei Leistung   

Beschränkung des Vertragsverhältnisses auf 

die geleisteten Unterrichtsstunden und die 

dafür geschuldete Vergütung, keine Lohnfort-

zahlung im Krankheitsfall   

  

Die Rechtsprechung hat für bestimmte Tätigkeitsfelder im Sinne einer typisierenden  
Betrachtungsweise Grundsätze entwickelt. Dazu zählt auch das Tätigkeitsfeld von Lehrkräf-
ten an Volkshochschulen und anderen Bildungseinrichtungen. Während Lehrkräfte an all-
gemeinbildenden Schulen demnach in Anstellungsverhältnissen oder als Beamte beschäf-
tigt sind, geht die Rechtsprechung für den Bereich der Volkshochschulen und der Musik-
schulen davon aus, dass eine selbstständige Tätigkeit der Lehrkräfte grundsätzlich möglich 
ist.   
  

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben diese Grundsätze in ihrem Rund-
schreiben vom 13. April 2010 (insb. Anlage 5) aufgegriffen und halten darin fest, dass Do-
zentInnen/Lehrbeauftragte an Volkshochschulen „regelmäßig nicht in einem abhängigen 
Beschäftigungsverhältnis zu diesen Schulungseinrichtungen stehen, wenn sie mit einer von 
vornherein zeitlich und sachlich beschränkten Lehrverpflichtung betraut sind, weitere  
Pflichten nicht zu übernehmen haben und sich dadurch von den fest angestellten Lehrkräf-
ten erheblich unterscheiden.“  
 


